
Amtsblatt der Bundesnetzagentur
für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen

– Regulierung, Telekommunikation –3404 22	 2013

Bonn, 20. November 2013

Vfg Nr. 57/2013

Post- und Telekommunikationssicherstellungsgesetz (PTSG);  
Technische Festlegungen und zeitliche Vorgaben für die vor-
rangige Herstellung von Verbindungen im Mobilfunk für die 
Inanspruchnahme von Datenübermittlungsdiensten

Für Telekommunikationsbevorrechtigte im Sinne von § 6 Absatz 2 
PTSG müssen Verbindungen im Mobilfunk für die Inanspruchnah-
me von Datenübermittlungsdiensten einschließlich Internetzu-
gangsdiensten vorrangig hergestellt werden können. Für die Um-
setzung dieser Verpflichtung nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
i. V. m. § 5 Satz 1 Nummer 2 PTSG bedarf es nach § 6 Absatz 1 
Satz  2 PTSG technischer Festlegungen und zeitlicher Vorgaben, 
die von der Bundesnetzagentur in ihrem Amtsblatt zu veröffentli-
chen sind.

Diese Festlegungen werden für die verschiedenen Generationen 
der Mobilfunktechnik stufenweise getroffen.

Die Festlegungen zur ersten Stufe umfassen alle von Telekommu-
nikationsunternehmen erbrachten leitungsvermittelnden Datenüber-
mittlungsdienste in GSM-Mobilfunknetzen und wurden bereits im 
Amtsblatt 24/2012 der Bundesnetzagentur mit Wirksamkeit zum 
01.04.2013 veröffentlicht.

Die zweite Stufe umfasst alle von Telekommunikationsunterneh-
men erbrachten paketvermittelnden Datenübermittlungsdienste in 
öffentlichen Mobilfunknetzen. Zur Umsetzung der zweiten Stufe 
wird festgelegt:

Paketvermittelnde Verbindungen im Mobilfunk für die Inanspruch-
nahme von öffentlich angebotenen Datenübermittlungsdiensten 
einschließlich Internetzugangsdiensten müssen ab dem 01.01.2016 
für Telekommunikationsbevorrechtigte im Sinne des PTSG auf der 
Basis von Allocation Retention Priority (ARP) oder einer gleichwer-
tigen Lösung vorrangig vor paketvermittelnden Datenverbindungen 
nicht bevorrechtigter Teilnehmer hergestellt werden können.

Technische Randbedingungen:

1. Umsetzung der Bevorrechtigung für Datenübermittlungs-
dienste in 3G- und 4G-Mobilfunknetzen

Für die Umsetzung im Sinne des PTSG im jeweiligen Mobilfunk-
netz sind die Telekommunikationsunternehmen verantwortlich.

Die folgenden Standards beschreiben die Funktionalität von ARP:

–– 3GPP TS 23.107: Quality of Service (QoS) concept and 
architecture

–– 3GPP TS 23.207: End-to-end Quality of Service (QoS) 
concept and architecture

–– 3GPP TS 23.060: General Packet Radio Service (GPRS); 
Service description; Stage 2

–– 3GPP TS 23.401: General Packet Radio Service (GPRS) 
enhancements for Evolved Universal Terrestrial Radio 
Access Network (E-UTRAN) access 

–– 3GPP TS 25.413: UTRAN Iu interface Radio Access Net-
work Application Part (RANAP) signalling

–– 3GPP TS 36.413: Evolved Universal Terrestrial Radio 
Access Network (E-UTRAN); S1 Application Protocol 
(S1AP)

Vor dem Hintergrund immer kürzerer Innovationszyklen in der Mo-
bilfunktechnik behält sich die Bundesnetzagentur vor, im Bedarfsfall 
ab dem Jahr 2020 die Festlegungen für die Bevorrechtigung von 
Datenübermittlungsdiensten auf Basis gewonnener Erfahrungen 
aus Krisensituationen zu überprüfen.

2. Umsetzung der Bevorrechtigung für paketvermittelnde Da-
tenübermittlungsdienste in 2G-Mobilfunknetzen

Die Bevorrechtigung für leitungsvermittelnde Datenübermittlungs-
dienste in 2G-Mobilfunknetzen ist bereits gemäß Amtsblatt 24/2012 
der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, 
Post und Eisenbahnen umgesetzt.

Vor dem Hintergrund, dass

–– eine bevorrechtigte Nutzung von leitungsvermittelnden 
Datenübermittlungsdiensten in 2G-Mobilfunknetzen be-
reits gegeben ist,

–– in 2G-Mobilfunknetzen für paketvermittelnde Datenüber-
mittlungsdienste systembedingt nur geringe Kapazitäten, 
insbesondere für Überlastsituationen verfügbar sind, und 
daher die Restkapazitäten für die paketvermittelnden Da-
tenübermittlungsdienste im Verhältnis zu den Kapazitä-
ten, die im Anwendungsfall für leitungsvermittelnde 
Sprach- und Datenübermittlungsdienste von den Bevor-
rechtigten genutzt werden, gering sind und

–– die 2G-Technologie auslaufend ist,

wird für paketvermittelnde Datenübermittlungsdienste in 2G-Mobil-
funknetzen die Umsetzung einer Bevorrechtigung nicht gefordert.

Die Festlegungen zu Nummer 1 und 2 wurden nach § 6 Absatz 1 
Satz  3 PTSG von der Bundesnetzagentur unter Berücksichtigung 
der internationalen technischen Standards und unter Beteiligung 
der betroffenen Verbände sowie der Mobilfunkbetreiber erstellt.
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